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In eigener Sache 

 

Heute erhalten Sie die letzte Ausgabe unserer Mandanteninformation für das Jahr 2025. Der 

Jahresanfang war geprägt vom Umzug in unsere neuen Kanzleiräume, in denen wir in den vergangenen 

Monaten vollständig angekommen sind. Das weitere Jahr war wieder sehr arbeitsreich, mit 

interessanten und anspruchsvollen Fällen, die wir für Sie bearbeitet haben. Wir wünschen Ihnen und 

uns eine besinnliche Adventszeit, gesegnete Weihnachten und einen guten Start ins kommende Jahr. 

 

Das Jahr 2026 wird bei uns gleich wieder mit erfreulichen Veränderungen starten. Ab dem 01.01.2026 

wird Frau Rechtsanwältin Annett Geuß unser Team verstärken. Annett Geuß studierte 

Rechtswissenschaften an der Universität Leipzig. Nach Tätigkeiten für verschiedene Bildungsträger 

erfolgte 2010 die Zulassung als Rechtsanwältin. Zwischen 2012 und 2025 war sie in der Kanzlei Dr. 

Höfler Rechtsanwälte tätig. Sie ist Fachanwältin für Arbeitsrecht und Fachanwältin für Miet- und WEG-

Recht. Sie wird unsere Mandanten in allen Bereichen des Arbeits-, Miet- und 

Wohnungseigentumsrechts sowie im Immobilienrecht beraten und vertreten. Sie ist außerdem 

bundesweit in sozialversicherungsrechtlichen Statusfeststellungsverfahren tätig. Wir freuen uns auf 

die Zusammenarbeit. 

 

Seit dem 01.11.2025 ist uns Frau Annika Gerth zur Ausbildung im Rahmen ihrer Rechtsanwaltsstation 

zugewiesen. Frau Gerth hat an der Universität Leipzig Rechtswissenschaften studiert und war am 

Lehrstuhl von Prof. Dr. Jochen Mohr als studentische Hilfskraft tätig. Seit 2024 absolviert sie ihr 

Rechtsreferendariat am Landgericht Leipzig. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre! 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  
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Zum korrekten Umgang mit schwerbehinderten Menschen im Bewerbungsverfahren im 

öffentlichen Dienst 

 

In einem aktuellen Verfahren hatte das 

Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern 

(Urteil vom 29.07.2025 – 5 SLa 44/24) über die Frage 

zu entscheiden, ob eine öffentliche Arbeitgeberin 

gegen das Benachteiligungsverbot des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes verstoßen hat, indem 

sie einem schwerbehinderten Bewerber die 

Teilnahme am Vorstellungsgespräch aufgrund (einer 

einmaliger) terminlicher Überschneidungen 

verweigerte. Der Fall verdeutlicht, welche Pflichten 

Arbeitgeber im Bewerbungsverfahren gegenüber 

schwerbehinderten Menschen haben und unter 

welchen Umständen eine Entschädigung nach dem 

AGG in Betracht kommt. 

Der schwerbehinderte Kläger bewarb sich bei der 

beklagten Stadt auf die ausgeschriebene Position als 

„Leiter*in Abteilung Migrationsamt“. Die 

ausgeschriebene Stelle war grundsätzlich auch für 

schwerbehinderte Menschen geeignet und in seinem 

Lebenslauf hatte der Kläger seine 

Schwerbehinderung ausdrücklich angegeben. Bei 

der Beklagten bestehen sowohl ein Personalrat als 

auch eine Schwerbehindertenvertretung. Nach 

Prüfung der Unterlagen wurde der Kläger per E-Mail 

zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen. Noch am 

selben Tag bat er um eine Verlegung des Termins, 

da er sich zu diesem Zeitpunkt im bereits gebuchten 

Urlaub befinde. Zur Bestätigung legte er eine 

entsprechende Buchungsbestätigung vor. Die 

Beklagte lehnte die Verschiebung ab und verwies 

auf organisatorische Gründe sowie die 

Notwendigkeit, die Vergleichbarkeit aller Bewerber 

durch zeitlich eng aufeinanderfolgende Gespräche 

sicherzustellen. Eine alternative 

Terminvereinbarung erfolgte nicht. In der Folge 

wurde die Stelle ohne Berücksichtigung des Klägers 

anderweitig besetzt. 

In seiner Klage hat der Kläger geltend gemacht, er 

sei wegen seiner Behinderung benachteiligt worden 

und forderte von der Beklagten eine angemessene 

Entschädigung in Geld. Das Arbeitsgericht hat die 

Beklagte zur Zahlung einer Entschädigung in Höhe 

von zwei Bruttomonatsvergütungen verurteilt.  

 

Die Berufung der Beklagten hiergegen blieb 

erfolglos. Das Landesarbeitsgericht erkannte ebenso 

wie das Arbeitsgericht einen Verstoß des 

öffentlichen Arbeitgebers gegen seine Pflicht aus § 

165 S. 3 SGB IX, schwerbehinderte Bewerber zu 

einem Vorstellungsgespräch einzuladen. Dies 

genüge zur Begründung der Vermutung einer 

Benachteiligung wegen der Schwerbehinderung im 

Sinne von § 22 AGG, da dem Arbeitgeber die 

Schwerbehinderung des Bewerbers bekannt war 

oder er diese jedenfalls kennen musste. 

 

Dieser Pflicht war der Arbeitgeber auch nicht durch 

die Einladung zu einem einzigen 

Vorstellungsgespräch nachgekommen, da der 

schwerbehinderte Bewerber seine Verhinderung vor 

der Durchführung des Termins unter Angabe eines 

hinreichend gewichtigen Grundes mitteilte und 

darüber hinaus dem Arbeitgeber „bei Vornahme 

einer Gesamtschau das Anbieten eines 

Ersatztermins in zeitlicher und organisatorischer 

Hinsicht zumutbar“ gewesen sei. 

 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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Arbeitgeber scheitert erneut am Zustellnachweis – Auslieferungsbeleg der Deutschen Post 

genügt nicht 

 

Erneut scheiterte ein Arbeitgeber im 

Kündigungsschutzverfahren am Beweis des Zugangs 

– hier der Einladung zum betrieblichen 

Eingliederungsmanagement (bEM) – beim 

Arbeitnehmer. Wir hatten bereits in der 

Mandanteninformation 02/2025 über die 

Entscheidung des BAG berichtet, wonach allein der 

ausgedruckte „Sendungsstatus“ nicht für die 

Beweisführung des Zugangs beim Arbeitnehmer 

ausreicht. Nach der Änderung der Vorgaben an die 

Beschäftigten der Deutschen Post genügt nun nach 

Auffassung des LAG Hamburg - 

Urteil vom 14.07.2025 – 4 SLa 26/24 – auch der 

Auslieferungsbeleg nicht mehr. Die Parteien stritten 

über die Wirksamkeit einer ordentlichen, 

krankheitsbedingten Kündigung des 

Arbeitsverhältnisses. Hintergrund sind langjährige, 

wiederholte krankheitsbedingte Fehlzeiten des 

Klägers. Die beklagte Arbeitgeberin hatte den 

Kläger mehrfach zu einem betrieblichen 

Eingliederungsmanagement (bEM) eingeladen, um 

Möglichkeiten zur Reduzierung der Fehlzeiten zu 

erörtern. Streitig war, ob dem Kläger eine Einladung 

der Beklagten zu einem erneuten bEM tatsächlich 

zugegangen ist. Der Kläger bestreitet den Zugang 

und gibt an, das Einladungsschreiben nicht erhalten 

zu haben. Die Beklagte trägt vor, die Einladung sei 

ordnungsgemäß per Einwurf-Einschreiben versandt 

worden. 

Nach den aktuellen Zustellvorschriften der 

Deutschen Post dokumentiert der Zusteller bei 

Einwurf-Einschreiben die Zustellung ausschließlich 

elektronisch über einen Scanner. Dabei prüft er vor 

Ort den Namen am Briefkasten, scannt die 

Einlieferungsnummer, bestätigt die Zustellung 

durch seine elektronische Unterschrift und wirft den 

Brief anschließend ein. Datum und Zustellzeitpunkt 

werden automatisch im System erfasst und 

unmittelbar an das Trackingsystem der Deutschen 

Post übermittelt. Vor diesem Hintergrund ist 

zwischen den Parteien insbesondere streitig, ob 

diese Form der Dokumentation den Nachweis des 

tatsächlichen Zugangs der Einladung beim Kläger 

erbringt und ob die Beklagte ihrer Pflicht zur 

Durchführung eines bEM vor Ausspruch der 

Kündigung ordnungsgemäß nachgekommen ist. Das 

Gericht stellte fest, dass die Beklagte den Zugang 

der Einladung zum bEM nicht nachweisen konnte. 

Grundsätzlich trägt der Absender die Darlegungs- 

und Beweislast für den Zugang eines Schreibens. Ein 

Anscheinsbeweis – also die Vermutung, dass ein 

ordnungsgemäß versandtes Einwurf-Einschreiben 

dem Empfänger auch tatsächlich zugeht – greife 

nach Auffassung des Gerichts jedoch nicht (mehr). 

Zur Begründung führte das Gericht aus, dass sich das 

Zustellverfahren bei Einwurf-Einschreiben 

inzwischen geändert habe: Der Zusteller scannt die 

Einlieferungsnummer bereits vor dem Einwurf in den 

Briefkasten. Dadurch könne das Scannen auch 

erfolgen, während der Zusteller noch weitere 

Sendungen in der Hand halte, was das Risiko von 

Fehlzustellungen erhöht.  

 

Zudem lasse der elektronische Zustellnachweis 

nicht erkennen, an welche Adresse die Sendung 

gerichtet war, wann genau sie eingeworfen wurde 

oder welche Zustellart konkret erfolgt ist (Übergabe 

an eine Person oder Einwurf in den Briefkasten). 
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Da somit weder ein sicherer Nachweis des Einwurfs 

noch ein typischer Geschehensablauf belegt werden 

konnte, sah das Gericht den Zugang des 

Einladungsschreibens als nicht bewiesen an. Die 

Beklagte konnte sich folglich nicht auf ein 

ordnungsgemäß angebotenes bEM berufen. 

 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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OVG Lüneburg: Nutzungsuntersagung gegen Mieter einer Wohnung in einem baurechtswidrig 

errichteten Gebäude 

 

Mit Beschluss vom 20.01.2025 – 1 ME 158/24 hat das 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg entschieden, dass 

bei einer Nutzungsuntersagung  gegenüber dem 

Mieter einer formell und materiell 

baurechtswidrigen Wohnung eine Befolgungsfrist, 

die der gesetzlichen Kündigungsfrist des Mieters 

entspricht, regelmäßig angemessen ist. 

Der Eigentümer eines Mehrfamilienhausees hatte 

entgegen der bestehenden Baugenehmigung das 

Gebäude unter Verletzung der Abstandsflächen zum 

Nachbargrundstück errichtet. Nachdem 

Einigungsversuche erfolglos geblieben waren, 

untersagte die Bauaufsichtsbehörde den Mietern 

jeweils mit für sofort vollziehbar erklärten 

Bescheiden die Nutzung ihrer Wohnungen. Die 

Anträge der Mieter auf Wiederherstellung der 

aufschiebenden Wirkung ihrer fristgerechten 

Widersprüche gegen diese Verfügungen hat das VG 

Oldenburg abgelehnt (27.11.2024 – 4 B 3780/24). 

Die dagegen beim OVG Lüneburg eingelegte 

Beschwerde der Mieter hatte keinen Erfolg. 

Zunächst wies das OVG den Einwand der fehlenden 

Bestimmtheit des Bescheides, da dieser in der 

Begründung nicht den einschlägigen Absatz und Satz 

der Ermächtigungsgrundlage genannt habe, zurück. 

Das Bestimmtheitsgebot setze die Erkennbarkeit des 

Regelungsgehalts eines Verwaltungsakts, nicht die 

exakte Wiedergabe der von der Behörde 

angewandten Rechtsnormen voraus. Die 

Begründungspflicht des § 39 Abs. 1 VwVfG beinhalte 

in aller Regel keine Pflicht zum exakten Zitat 

angewandter Rechtsnormen, jedenfalls wenn sich 

diese – wie hier – ohne Weiteres erschließen. 

Das Verwaltungsgericht habe zutreffend 

festgestellt, dass das Gebäude formell und materiell 

baurechtswidrig sei. Dafür genüge auch ein 

Abstandsflächenverstoß von 45 cm.  

Es liege auch kein Ermessensfehler darin, dass die 

Bauaufsichtsbehörde die Nutzungsuntersagung nicht 

nur auf die Wohnung beschränkt habe, die sich auf 

der Gebäudeseite mit der Abstandsverletzung 

befindet, da der Abstandsflächenverstoß zur 

Rechtswidrigkeit des gesamten Gebäudes führt. Die 

Nutzungsuntersagungen seien auch angesichts der 

erheblichen Kosten für Abbruch und Neuerrichtung 

des Gebäudes von über einer Million Euro nicht 

unverhältnismäßig. Dies folge schon daraus, dass die 

Nutzungsuntersagung keine Pflicht zum Abbruch 

begründet. 

Schließlich blieb der Einwand der Mieter, die 

Räumung ihrer Wohnungen innerhalb einer Frist von 

drei Monaten sei ihnen zumutbar, erfolglos. Die 

eingeräumte Frist von drei Monaten entspreche der 

Kündigungsfrist für – wie hier – seit weniger als fünf 

Jahren gemieteten Wohnraum nach § 573c Abs. 1 

Satz 1 BGB, auf deren Ausnutzung sich Mieter 

regelmäßig einstellen müssen. Besondere 

Umstände, die ausnahmsweise eine großzügigere 

Frist und die damit verbundene Hinnahme 

baurechtswidriger Zustände erforderlich machten, 

seien dem Vortrag der Mieter nicht zu entnehmen. 

Es handele sich vielmehr um die üblichen 

Schwierigkeiten, die mit dem ungewünschten Ende 

eines Mietverhältnisses verbunden sind. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt
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OVG Berlin-Brandenburg: Nutzungsuntersagung für ein gewerblich genutztes Grundstück 

 

Mit Beschluss vom 14.01.2025 – OVG 10 S 34/24 hat 

das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandburg den 

Eilantrag eines Pächters eines gewerblich genutzten 

Grundstücks gegen eine Nutzungsuntersagung 

abgelehnt. 

Der Antragsteller ist Pächter eines rund 3.000 m2 

großen, im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 

gelegenen Grundstücks, auf dem er LKW-Stellplätze 

eingerichtet und Container für den Aufenthalt von 

Mitarbeitern aufgestellt hat. Nach Anhörung zur 

beabsichtigten Nutzungsuntersagung beantragte er 

hierfür eine Baugenehmigung, deren Erteilung der 

Antragsgegner ablehnte, nachdem die Gemeinde ihr 

Einvernehmen mit Blick auf die Nichteinhaltung der 

Vorgaben des Bebauungsplans versagt hatte. 

Daraufhin untersagte der Antragsgegner dem 

Antragsteller unter Anordnung der sofortigen 

Vollziehung die Nutzung des Grundstücks und der 

baulichen Anlagen und verpflichtete ihn zur 

Beräumung aller Container, Anlagen, Fahrzeuge, 

Ablagerungen und Befestigungen.  

Den Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz hat das 

Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) mit Beschluss 

vom 20. September 2024 abgelehnt. Die Beschwerde 

hat keinen Erfolg. 

Zutreffend und in Übereinstimmung mit der 

ständigen Rechtsprechung beider Bausenate des 

Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg sei das 

Verwaltungsgericht davon ausgegangen, dass im 

Rahmen der Überprüfung der Rechtmäßigkeit einer 

Nutzungsuntersagung ein bestehendes Vorhaben 

sich nur dann als offensichtlich genehmigungsfähig 

erweise, wenn seine Übereinstimmung der Nutzung 

mit den Vorschriften des materiellen Baurechts sich 

derart aufdrängt, dass jegliche nähere Prüfung von 

vornherein entbehrlich erscheint. Vom Vorliegen 

dieser engen Voraussetzungen gehe auch der 

Antragsteller nicht aus, wenn er auf die bloße 

Möglichkeit, eine solche Prüfung vorzunehmen, 

verweist und damit deren Erforderlichkeit 

einräumt. 

Ebenfalls zutreffend habe das Verwaltungsgericht 

darauf abgestellt, dass allein die offensichtliche 

Genehmigungsfähigkeit der Nutzung in ihrer 

bisherigen Gestalt in den Blick zu nehmen ist. Denn 

lediglich dann, wenn die Nutzung bereits in ihrer 

bestehenden Form offensichtlich materiell 

rechtmäßig ist und deshalb im Antragsfall umgehend 

zu genehmigen wäre, sei es der 

Bauordnungsbehörde verwehrt, eine 

Nutzungsuntersagung auf die bloße formelle 

Rechtswidrigkeit zu stützen. Unmaßgeblich sei 

dagegen, ob eine davon abweichende, bislang nicht 

ausgeübte Nutzungsmodalität offensichtlich 

materiell rechtmäßig wäre, da insoweit kein 

Zusammenhang zwischen Untersagungsgegenstand 

und genehmigungsreifem Vorhaben besteht. 

 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Nutzungsuntersagung eine  Campingplatzes 

Erstreckung auf Bestandteile und Ausstattungsgegenstände 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-

Anhalt hat mit Beschluss vom 25.09.2025 – 2 M 83/25 

– entschieden, dass sich die Nutzungsuntersagung 

eines Campingplatzes auch auf die Anlagen und 

Einrichtungen erstreckt, die dem Campingplatz als 

Bestandteile und Ausstattungsgegenstände 

zuzuordnen sind. 

Der Antragsteller ist Eigentümer eines Grundstücks 

auf dem ein – nicht genehmigter – Campingplatz 

betrieben wird. Neben einigen Hütten und diverser 

Wohnwagen für Dauercamper wurde auch ein 

genehmigtes Sanitärgebäude ortsfest errichtet.  

Mit Ordnungsverfügung vom 23.05.2024 wurde dem 

Antragsteller untersagt, das Grundstück als 

Campingplatz zu nutzen. Die sofortige Vollziehung 

wurde angeordnet, weshalb der Antragsteller 

erfolglos vor dem Verwaltungsgericht Magdeburg um 

einstweiligen Rechtsschutz ersuchte. 

Im Beschwerdeverfahren machte er geltend, das 

Verwaltungsgericht habe nicht hinreichend 

zwischen der formellen Illegalität des 

Campingplatzes und den einzelnen dort errichteten 

Gebäuden unterschieden. Dies gelte insbesondere 

für das Sanitärhaus, das aufgrund einer erteilten 

Baugenehmigung errichtet worden sei und deshalb 

von der Nutzungsuntersagung nicht umfasst sein 

dürfe. Dieser Einwand blieb ohne Erfolg. 

Das OVG führte aus, dass Regelungsgegenstand der 

angefochtenen Nutzungsuntersagung nicht einzelne 

Gebäude seien, sondern der Campingplatz als 

solcher. Dieser könne in seiner Gesamtheit schon 

deshalb Gegenstand einer Nutzungsuntersagung 

sein, weil es sich insoweit nach § 2 Abs. 1 Satz 4 Nr. 

4 BauO LSA um eine eigene bauliche Anlage handele, 

die nach § 58 Abs. 1 BauO LSA als solche einer – hier 

nicht vorliegenden – Baugenehmigung bedürfe. Sei 

aber der Campingplatz eine eigene bauliche Anlage, 

könne deren formelle Illegalität nicht mit dem 

Argument in Frage gestellt werden, dass für das auf 

dem Campingplatz errichtete Sanitärhaus eine 

Baugenehmigung vorläge, weil eine solche 

Einzelgenehmigung für ein einzelnes dort 

errichtetes Gebäude nicht die Genehmigung für die 

Gesamtanlage „Campingplatz“ ersetzen könne.  

Die Nutzungsuntersagung sei auch nicht deshalb 

rechtswidrig, weil sie keine Regelung des Inhalts 

enthalte, dass das Sanitärgebäude wegen der 

hierfür möglicherweise erteilten Baugenehmigung 

von der Nutzungsuntersagung ausgenommen sei. 

Handele es sich bei einem Campingplatz um eine 

eigene bauliche Anlage im Sinne der Bauordnung, 

läge es in der Natur der Sache, dass sich deren 

formelle und materielle Rechtmäßigkeit auch auf 

die Anlagen und Einrichtungen erstrecke, die dem 

Campingplatz als Bestandteile und 

Ausstattungsgegenstände zuzuordnen seien. Denn 

eine bauliche Gesamtanlage, wie sie ein 

Campingplatz darstelle, umfasse das Gelände und 

die damit im Zusammenhang stehenden einzelnen 

baulichen Anlagen insgesamt mit der Folge, dass 

eine Trennung zwischen dem Platz als solchem und 

den auf ihm errichteten baulichen und sonstigen 

Anlagen grundsätzlich nicht in Betracht komme. 

Daraus sei umgekehrt zu schließen, dass die 

Rechtmäßigkeit solcher Einzelanlagen die 

Rechtmäßigkeit der Gesamtanlage auch dann 

voraussetze, wenn für sie eine gesonderte 

Genehmigung erteilt wurde. Anders möge es liegen, 

wenn eine Einzelanlage nach ihrem Erscheinungsbild 

und/oder ihrer Funktion als eigenständige, das 

hieße nicht zu dem Campingplatz und seinen 

Bestandteilen gehörige Anlage zu werten sei. Dies 
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sei aber bei dem streitgegenständlichen 

Sanitärgebäude nicht der Fall. Ein solches Gebäude 

gehöre als Funktionsbau, der gerade dazu diene, 

den Campern sanitäre Einrichtungen zur Verfügung 

zu stellen, zur notwendigen und typischen 

Ausstattung eines Campingplatze. 

 

 

 

 

Dies gelte auch für die Hütten und Wohnwagen, da 

sie nach ihrer Art, Größe und Ausstattung keine 

eigenständigen Wohngebäude, sondern typische 

Campinganlagen der Gesamtanlage Campingplatz 

darstellen würden. 

 

Timo Klann 

Rechtsanwalt 
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VG Halle zu kommunaler Entschädigungssatzung 

 

Mit Urteil vom 26.08.2025 – 3 A 168/23 HAL hat das 

Gericht die Klage einer Stadt in Sachsen-Anhalt 

gegen eine Beanstandungsverfügung des 

Landesverwaltungsamts betreffend eine kommunale 

Entschädigungssatzung abgewiesen. 

Die klagende Stadt hatte ihre Satzung über die 

Entschädigung von Mitgliedern des Stadtrates und 

anderen ehrenamtlich Tätigen geändert und dabei 

u.a. Entschädigungen für Stellvertreter und 

Funktionen vorgesehen, für die in der Kommunal-

Entschädigungsverordnung des Landes Sachsen-

Anhalt (KomEVO) keine Entschädigungstatbestände 

vorgesehen waren. Das Landesverwaltungsamt 

beanstandete die entsprechenden Regelungen der 

kommunalen Entschädigungssatzung, weil sie gegen 

§ 6 Abs. 3 und Abs. 4 der Kommunal-

Entschädigungsverordnung verstoße. Diese sehe 

außerhalb der Verhinderungsvertretung keine 

Entschädigungen für Vertreter des Vorsitzenden des 

Stadtrates, für Vertreter des Ortsbürgermeisters 

und keine Entschädigung für 

Fraktionsgeschäftsführer neben dem 

Fraktionsvorsitzenden und den 

Fraktionsmitarbeitern vor. 

 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 

Beanstandungsverfügung blieben ohne Erfolg. Das 

Verwaltungsgericht hielt die Beanstandung der 

betreffenden Regelungen für rechtmäßig. Die 

Entschädigungsregelungen zur „arbeitsteiligen 

Dauerstellvertretung“ des Stadtratsvorsitzenden 

und der Ortsbürgermeister und für einen 

Fraktionsgeschäftsführer verstießen gegen die 

Kommunal-Entschädigungsverordnung des Landes 

Sachsen-Anhalt. 

 

Zwar ermächtige § 35 Abs. 2 KVG LSA die 

Gemeinden, angemessene 

Aufwandsentschädigungen für ehrenamtlich Tätige 

in einer kommunalen Satzung zu regeln. Allerdings 

ermächtige § 35 Abs. 4 KVG LSA das zuständige 

Ministerium, durch Verordnung Regelungen über die 

Anspruchsvoraussetzungen für 

Aufwandsentschädigungen zu treffen. Nach § 3 

KomEVO müssten die kommunalen Satzungen die 

Entschädigungen im Rahmen dieser Verordnung 

regeln. Die insoweit abschließende Kommunal-

Entschädigungsverordnung sehe Entschädigungen 

nur für den Fall einer Verhinderung des 

Stadtratsvorsitzenden und der Ortsbürgermeister 

vor. Eine dauerhafte aufgabenteilige 

Stellvertretung sei dagegen nicht vorgesehen. 

Gleiches gelte für die Funktion eines 

Fraktionsgeschäftsführers.  

 

 

In der Vorgabe abschließender Regelungen in der 

Kommunal-Entschädigungsverordnung und dem 

damit verbundenen Verbot der Gemeinde, weitere 

Entschädigungstatbestände zu regeln, liege kein 

Verstoß gegen die verfassungsrechtliche Garantie 

der kommunalen Selbstverwaltung. Zwar liege in 

den Vorgaben der Kommunal-

Entschädigungsverordnung ein Eingriff in die 

kommunale Organisationseinheit. Dieser Eingriff 

finde seine Rechtfertigung jedoch in der Erwägung, 

die Aufwandsentschädigungen innerhalb des Landes 

zu harmonisieren und die finanzielle Belastung der 

Kommunen gemäß dem Grundsatz der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gering zu 

halten.  
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Daraus resultiere die Einschränkung hinsichtlich der 

zu entschädigenden ehrenamtlichen Tätigkeiten.   

Das Urteil ist rechtskräftig. 

 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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BGH zum Verjährungsbeginn von Schadensersatzansprüchen der öffentlichen Hand 

 

Mit Urteil vom 08.07.2025 – VI ZR 303/23 hat der 

Bundesgerichtshof klargestellt, dass bei Behörden 

und öffentlichen Körperschaften die 

Verjährungsfrist für zivilrechtliche 

Schadensersatzansprüche erst dann im Sinne des § 

199 I Nr. 2 BGB zu laufen beginnt, wenn der 

zuständige Bedienstete der verfügungsberechtigten 

Behörde Kenntnis von dem Schaden und der Person 

des Ersatzpflichtigen erlangt oder ohne grobe 

Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen. Sind in einer 

regressbefugten Behörde mehrere Stellen für die 

Bearbeitung eines Schadensfalls zuständig – nämlich 

die Leistungsabteilung hinsichtlich der 

Einstandspflicht gegenüber dem Verletzten und die 

Regressabteilung bezüglich der Geltendmachung 

von Schadensersatz- oder Regressansprüchen 

gegenüber Dritten –, kommt es für den Beginn der 

Verjährung von Regressansprüchen grundsätzlich 

auf den Kenntnisstand der Bediensteten der 

Regressabteilung an. Die Kenntnis oder grob 

fahrlässige Unkenntnis der Bediensteten der 

Leistungsabteilung ist demgegenüber regelmäßig 

unerheblich. In dem Verfahren hatte der klagende 

Freistaat Bayern die Beklagte aus übergegangenem 

Recht seines Beamten nach einem Verkehrsunfall im 

Jahr 2011 auf Schadensersatz in Anspruch 

genommen. Die Haftung der Beklagten dem Grunde 

nach war unstreitig. Der Freistaat Bayern forderte 

die Beklagte aber erst im Jahr 2017 zum 

Schadensersatz auf. Diese berief sich auf 

Verjährung. Das OLG München wies die Klage wegen 

Verjährung des Anspruchs ab. Es habe eine interne 

Pflicht bestanden, Unfälle der Regressabteilung zu 

melden. Deshalb sei zumindest von einer grob 

fahrlässigen Unkenntnis auszugehen. 

Der Bundesgerichtshof folgte dieser Auffassung 

nicht, da es für den Verjährungsbeginn für 

zivilrechtliche Schadensersatzansprüche bei 

Behörden und öffentlichen Körperschaften auf die 

Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis der 

zuständigen Bediensteten der 

verfügungsberechtigten Behörde ankomme. 

Verfügungsberechtigt in diesem Sinne seien dabei 

solche Behörden, denen die 

Entscheidungskompetenz für die zivilrechtliche 

Verfolgung von Schadensersatzansprüchen 

zukommt, wobei die behördliche 

Zuständigkeitsverteilung zu respektieren sei.  

Sind in einer regressbefugten Behörde mehrere 

Stellen für die Bearbeitung eines Schadensfalls 

zuständig – nämlich die Leistungsabteilung 

hinsichtlich der Einstandspflicht gegenüber dem 

Verletzten und die Regressabteilung bezüglich der 

Geltendmachung von Regressansprüchen gegenüber 

Dritten -, komme es für den Beginn der Verjährung 

von Regressansprüchen grundsätzlich auf den 

Kenntnisstand der Bediensteten der 

Regressabteilung an.  

Die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis der 

Bediensteten der Leistungsabteilung sei 

demgegenüber regelmäßig unerheblich und zwar 

auch dann, wenn die Mitarbeiter dieser Abteilung 

aufgrund einer behördeninternen Anordnung 

gehalten sind, die Schadensakte an die 

Regressabteilung weiterzuleiten, sofern sich im 

Zuge der Sachbearbeitung Anhaltspunkte für eine 

schuldhafte Verursachung des Schadens durch Dritte 

oder eine Gefährdungshaftung ergeben. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Einigung über die Schlussrechnung: Wann Absprachen bindend werden 

KG Urteil v. 14.05.2025, Az. 21 U 112/24 

Das Berufungsurteil des Kammergericht zeigt, wie 

schnell ein Unternehmer sich durch eine 

vermeintlich unverbindliche Besprechungsnotiz 

rechtlich bindet. Kern des Falls war eine zwischen 

AN und AG abgestimmte Anlage zur 

Schlussrechnung. Darin hatte der AN einzelne 

Positionen kommentiert, teils akzeptiert, teils 

abgelehnt und am Ende jede Seite unterschrieben. 

Das Berufungsgericht stellte klar: Diese Erklärung 

stellt eine finale, rechtsverbindliche Verständigung 

über die offenen Forderungen dar mit dem Ergebnis, 

das der AN an diese Bestätigung gebunden ist – 

spätere Einwendungen waren ausgeschlossen. 

Das Gericht legte die Erklärungen streng nach §§ 

133, 157 BGB aus. Entscheidend waren folgende 

Faktoren: 

 Konkreter Anlass für eine abschließende 

Regelung: Zwischen den Parteien bestand 

bereits Streit über die Schlussrechnung, 

sodass ein besonderer Anlass für eine 

Klärung ihrer wechselseitigen Ansprüche 

bestand. 

 Eindeutiger, strukturierter Wortlaut: Die 

Unterlagen waren überschrieben mit 

„Schlussabrechnungsprotokoll“ und 

„Schlussrechnungsprüfung“. Der AG hatte 

die Dokumente mit „gültig mit 

Ergänzungen“ versehen und einzelne 

Positionen kommentiert. Für das Gericht 

stand damit fest: Das war keine bloße 

Gesprächsnotiz, sondern eine 

abschließende Prüfung. 

 Präzise Differenzierung zwischen 

anerkannten und nicht anerkannten 

Positionen: Eine reine Kenntnisnahme 

hätte diese Differenzierung nicht 

erfordert. Die detaillierte Auflistung 

belegte vielmehr, dass der AG die 

gesamten Positionen des 

Schlussabrechnungsprotokolls geprüft und 

der dort festgehaltenen abschließenden 

Entscheidung zugeführt hat 

(Rechtsbindungswille). 

 Unterschriften auf jeder Seite: Dass beide 

Parteien jede Seite paraphiert hatten, 

wertete das Gericht als Indiz für eine 

endgültige Einigung. Ohne Bindungswillen, 

so das Gericht,  hätte ein beschränkender 

Zusatz erfolgen müssen. 

Empfehlung: 

Soweit keine finale Einigung intendiert ist, sollten 

bei der Abwicklung von Schlussrechnungen 

sämtliche Erklärungen vorbehaltlich erfolgen 

(„vorläufig“, „ohne Anerkennung einer 

Rechtspflicht“ „kein Schuldanerkenntnis“). Ebenso 

sollte auf die Kommentierung einzelner Positionen 

(„anerkannt/nicht anerkannt“) verzichtet werden. 

Auch das Paraphieren jeder Seite sollte vermieden 

werden; lässt sich eine Unterzeichnung nicht 

umgehen, ist ausdrücklich festzuhalten, dass diese 

ausschließlich der Kenntnisnahme dient. Auch 

interner Freigaberegelungen können spontane 

rechtliche Festlegungen im Termin verhindern. 

Besteht inhaltlicher Streit über einzelne Positionen, 

empfiehlt sich schließlich eine gesonderte, 

idealerweise anwaltlich entworfene oder geprüfte 

Vereinbarung, um die eigene Rechtsposition 

strukturell abgesichert und steuerbar zu halten. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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Trotz versäumter Klagefrist entfällt der Kostenbeschluss nach § 494a Abs 2 ZPO bei späterer 

Hauptsacheentscheidung 

 

BGH, Beschluss v. 23.07.2025, VII ZB 26/23 

Die Antragstellerin leitete zunächst ein 

selbständiges Beweisverfahren gegen den 

Antragsgegner ein. Nach Abschluss des Verfahrens 

erhob sie jedoch nicht binnen der vom Gericht gem. 

§ 494a Abs. 1 ZPO gesetzten Frist Klage. Das Gericht 

entschied daher gemäß § 494a Abs. 2 S. 1 ZPO, dass 

die Antragstellerin die dem Antragsteller im 

Rahmen des selbständigen Beweisverfahren 

entstandenen Kosten zu tragen hat. 

Erst anschließend erhob die Klägerin Klage. Im 

nachfolgenden Hauptsacheverfahren wurden die 

Kosten zu 19 % der Klägerin und zu 81 % dem 

Beklagten auferlegt (die Berufung des Beklagten 

wurde als unzulässig verworfen). 

Auf Grundlage dieser Kostengrundentscheidung 

hatte der Beklagte folglich sowohl die Kosten des 

Hauptsacheverfahrens als auch die selbständigen 

Beweisverfahrens zu 81 % tragen. Das Landgericht 

berücksichtigte den früheren Kostenbeschluss aus 

dem selbständigen Beweisverfahren nicht mehr. 

Gegen diese Entscheidung wandte sich der Beklagte 

mit der Beschwerde, mit dem Ziel, dass weiterhin 

die Antragstellerin und spätere Klägerin die Kosten 

des selbständigen Beweisverfahrens zu tragen hat. 

Das OLG bestätigte die Entscheidung des 

Landgerichts; die zugelassene Rechtsbeschwerde 

blieb ohne Erfolg. 

Nach ständiger Rechtsprechung zählen zu den 

Kosten des später geführten Hauptsacheverfahrens 

auch die Kosten eines vorangegangenen 

selbständigen Beweisverfahrens, sofern zumindest 

teilweise Identität der Parteien und des 

Streitgegenstands besteht.  

Zwar wird im selbständigen Beweisverfahren 

grundsätzlich keine Kostenentscheidung getroffen. 

Eine Ausnahme besteht jedoch nach § 494a Abs. 2 

ZPO, wenn der Antragsteller die vom Gericht gemäß 

§ 494a Abs. 1 ZPO gesetzte Klagefrist versäumt. 

Dann kann der Antragsgegner einen Kostenbeschluss 

dahingehend erwirken, dass der Antragsteller die 

ihm entstandenen Kosten zu tragen hat. Ohne diese 

Regelung könnte der Antragsgegner – wenn der 

Antragsteller nicht Klage erhebt - seine im 

selbständigen Beweisverfahren entstandenen 

Kosten nur über materiell-rechtliche 

Ausgleichsansprüche geltend machen. Das ist der 

alleinige Zweck des § 494a Abs. 2 ZPO.  

Hingegen dient die Vorschrift nicht der 

Sanktionierung des Antragstellers für die 

Versäumung der Frist des § 494a Abs. 1 ZPO. Daher 

verliert der auf § 494a Abs. 2 ZPO gestützte 

Kostenbeschluss seine Wirksamkeit, wenn im 

Anschluss doch eine Hauptsacheentscheidung 

ergeht. Die Kostengrundendscheidung umfasst dann 

auch das selbständige Beweisverfahren.  

Auch hindert die Versäumung der Klagefrist den 

Kläger nicht daran, das Ergebnis des selbständigen 

Beweisverfahrens gemäß § 493 ZPO im 

Hauptsacheprozess verwerten. 

  

 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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Neues Vergaberecht in Sachsen-Anhalt 

 

Das Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt zur Sicherung 

von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb bei 

der Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und 

Vergabegesetz Sachsen-Anhalt - TVergG LSA) wurde 

im September vom Landtag beschlossen und trat am 

01.11.2025 in Kraft. Es hat eine bis zum 31.12.2028 

befristete Geltungsdauer. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes beschränkt 

sich auf Vergaben unterhalb der EU-

Schwellenwerte. Neu ist das Entfallen der bislang 

gesetzlich festgelegten Wertgrenzen (z. B. 40.000 € 

bei Dienstleistungen). Das zuständige Ministerium 

darf durch Verordnung festlegen, ab welchen 

Auftragswerten die Regelungen des Gesetzes 

Anwendung finden. 

Dies ist nun erfolgt. Seit 07.11.2025 gelten auf 

Grundlage der Änderung der 

Auftragswerteverordnung des Landes vom 

01.11.2025 (GVBl. LSA 16/2025), S. 811 vom 

01.11.2025) folgende Erleichterungen im 

Vergaberecht, für Vergabeverfahren, die nach dem 

06.11.2025 begonnen haben: 

Lieferungen & Dienstleistungen:  

Bis zum EU-Schwellenwert ist eine beschränkte 

Ausschreibung mit und ohne Teilnahmewettbewerb 

sowie eine Verhandlungsvergabe mit und ohne 

Teilnahmewettbewerb zulässig. Leistungen bis zu 

100.000 Euro (netto) können freihändig vergeben 

werden. 

Bauleistungen:  

Für Aufträge bis zum EU-Schwellenwert ist eine 

beschränkte Ausschreibung mit und ohne 

Teilnahmewettbewerb zulässig. Bis zu einem 

Auftragswert von 2.500.000 Euro (netto) kann die 

Vergabe freihändig erfolgen. 

Zudem sollen öffentliche Auftraggeber künftig 

selbst festlegen, welche Nachweise und Erklärungen 

erst vom Bestbieter nach Abschluss der 

Angebotswertung zu übergeben sind. Die 

Neureglung soll bewirken, dass Bieter entlastet und 

das Verfahren beschleunigt wird. 

Die Berechnung von Fristen im Vergabeverfahren 

erfolgt nun wieder nach Kalendertagen (bisher 

Werktage). 

Die Regelungen zur Tariftreue, zum 

vergabespezifischen Mindestlohn und zur 

Entgeltgleichheit wurden vereinfacht und 

konkretisiert. Nunmehr ist für Bau- und 

Dienstleistungen ein Mindeststundenentgelt 

vorgesehen, das sich an der Entgeltgruppe 1, 

Erfahrungsstufe 2 des TV-L Ost orientiert. Zudem 

müssen die Bieter den einschlägigen Tarifvertrag 

nicht mehr ausdrücklich benennen, sondern nur 

noch ein Datenblatt des Tariftreue-Portals Sachsen-

Anhalt als Anlage beifügen. Lieferleistungen sind 

von dieser Regelung ausgenommen. Tarifliche 

Änderungen während der Vertragslaufzeit sind zu 

berücksichtigen. 

Die ILO-Kernarbeitsnormen (universelle 

Mindeststandards für menschenwürdige Arbeit, die 

grundlegende Rechte und Schutzmaßnahmen für 

Arbeitnehmer weltweit garantieren) wurden 

gestrichen. 

Es bleibt abzuwarten, ob die Gesetzesänderung zu 

einer Beschleunigung der Vergabeverfahren führt. 

 

 

 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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Vergaberecht:  

neue EU-Schwellenwerte ab 01.01.2026 

 

Am 23.10.2025 wurden die aktualisierten 

Schwellenwerte für europaweite Vergabeverfahren 

im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Sie gelten ab 

dem 01.01.2026 für die nächsten zwei Jahre und 

sind für öffentliche Aufträge, die ab dem 01.01.2026 

bekannt gemacht werden, anzuwenden.   

EU-Schwellenwerte ab Januar 2026:  

 

 für Bauleistungen:  

5.404.000 Euro (bisher 5.538.000 Euro)   

 

 für Liefer- und Dienstleistungen (obere 

und oberste Bundesbehörden): 

 

140.000 Euro (bisher 143.000 EUR)  

 

 für Liefer- und Dienstleistungen (alle 

übrigen öffentlichen Auftraggeber): 

 

216.000 Euro (bisher 221.000 Euro)  

 

 für Liefer- und Dienstleistungen von 

Sektorenauftraggebern:  

 

432.000 Euro (bisher 443.000 Euro)  

 

 

 

 Konzessionen:  

5.404.000 € (vorher: 5.538.000 €) 

 

 Sektorenauftraggeber  

(Liefer- und Dienstleistungen):  

432.000 € (vorher: 443.000 €) 

 

 Verteidigung und Sicherheit  

(Liefer- und Dienstleistungen):  

432.000 € (vorher: 431.000 €) 

 

Die Schwellenwerte für soziale und besondere 

Dienstleistungen bleiben unverändert.  

 

Die Schwellenwerte gelten unmittelbar in jedem 

Mitgliedsstaat und sind von öffentlichen 

Auftraggeber zwingend zu beachten. 

  

 

 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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OLG Dresden: Schadensersatzanspruch nach DSGVO gegen Falschparker-Melder 

 

Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Endurteil 

vom 09.09.2025 - 4 U 464/25 entschieden, dass die 

durch eine Privatperson vorgenommene Ablichtung 

von Insassen, die nicht Fahrer sind,  und die 

Verarbeitung des Beweisfotos des falsch geparkten 

Fahrzeugs einen ungerechtfertigten Eingriff in das 

Persönlichkeitsrecht und die schutzbedürftige 

Sozialsphäre des Insassen darstellen, wenn der 

Fotograph ihn ohne sein Wissen und Willen 

abgelichtet hat. 

Im Januar 2024 fertigte der Beklagte in  Leipzig 

mindestens zwei Lichtbilder vom einem falsch 

geparkten Fahrzeug. Auf dem Lichtbild ist auf der 

Beifahrerseite des betreffenden Fahrzeuges die 

Kopfpartie des Klägers zu erkennen, der sich zum 

Aufnahmezeitpunkt auf der Beifahrerseite des 

Fahrzeuges befand. In der Folge lud der Beklagte 

eine Anzeige und die Lichtbilder über ein Internet-

Onlineangebot ins Internet, von wo sie unter einem 

Link abrufbar gemacht wurde und füllte die dazu 

gehörigen Daten aus. Die Seite erstellte 

anschließend einen Datensatz, speicherte die 

eingegebenen Daten ab und übermittelte diese per 

automatisierter E-Mail an das Ordnungsamt Leipzig. 

Eine Einwilligung zur Fotografie oder Übermittlung 

der Bilder lag seitens des Klägers nicht vor. Auf die 

Abmahnung des Klägervertreters erfolgte keine 

Abgabe der geforderten strafbewehrten 

Unterlassung- und Verpflichtungserklärung des 

Beklagten. 

Das Landgericht hatte die Klage auf Unterlassung 

und Schadensersatz abgewiesen. Die gegen das 

Urteil erhobene Berufung hatte teilweise Erfolg. Das 

Oberlandesgericht verurteilte den Beklagten das 

Foto mit dem Bildnis des Klägers unverzüglich zu 

löschen und 100 € Schadensersatz sowie die 

vorgerichtlichen Anwaltskosten zu bezahlen. 

Der Anspruch auf Löschung des Fotos ergibt sich aus 

Art. 17 Abs. 1 DSGVO i.V.m. Art. 6 Abs. 1 lit. f) 

DSGVO, da der Beklagte personenbezogenen Daten 

unrechtmäßig verarbeitet hat und die Verarbeitung 

nicht nach Art. 17 Abs. 3 lit b) iVm Art. 6 Abs 1 lit 

e) DSGVO gerechtfertigt ist. Auch die nach Art. 6 

Abs. 1 lit. f DSGVO gebotene Abwägung der jeweils 

betroffenen Grundrechte und Interessen der 

Parteien ergibt, dass diejenigen des Klägers auf 

informationelle Selbstbestimmung und das 

Allgemeine Persönlichkeitsrecht in Gestalt des 

Rechts am eigenen Bild vorrangig sind. Der Beklagte 

hätte den von ihm wahrgenommenen Parkverstoß 

entweder so fotografieren können, dass der Kläger 

nicht erkennbar gewesen wäre - bspw. durch 

Aufnahmen der Parksituation einschließlich des 

Fahrzeugkennzeichens nur aus einer rückwärtigen 

Ansicht oder aus erheblicher Entfernung - oder aber 

jedenfalls den Kläger, gegebenenfalls durch 

Verpixeln mittels eines Bildverarbeitungsprogramm, 

unkenntlich machen müssen. 

 

Der Kläger hat wegen des Datenschutzverstoßes des 

Beklagten auch einen Anspruch auf immateriellen 

Schadenersatz aus Art. 82 Abs. 1 DSGVO sowie auf 

Erstattung von vorgerichtlichen Anwaltskosten. 

 

 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin

 


